Salzburger Nachrichten am 21. Februar 2004 - Bereich: lokal 



"Nur Geste" 

Die Vereinbarung über den Lärmschutz an der Tauernautobahn A10 ist für Landesumweltanwalt Wolfgang Wiener wenig wert. 

SALZBURG, KLAGENFURT (SN-sab). Die am Donnerstag getroffene Vereinbarung über Lärmschutzmaßnahmen an der Tauernautobahn A10 ist für Salzburgs Landesumweltanwalt Wolfgang Wiener wenig wert. Er sagt, was gemacht wurde, sei "nicht mehr als nur eine schöne Geste". 

Vizekanzler und Infrastrukturminister Hubert Gorbach (FPÖ), die Landeshauptmänner von Salzburg und Kärnten Franz Schausberger (ÖVP) und Jörg Haider (FPÖ) hatten mit Asfinag und ÖSAG sowie Bürgermeistern von Anrainergemeinden eine Erklärung zur Realisierung von Schutzmaßnahmen um 299 Millionen Euro unterzeichnet (SN vom 19. 2.). 

Nicht unterzeichnet hatten die Bürgermeister von Gmünd, Krems und Rennweg in Kärnten. Bürgermeister Franz Eder (SPÖ) aus Rennweg sagt, warum: "In der Vereinbarung steht nicht, was wir bekommen, wie viel zur Verfügung steht, und bis wann die Maßnahmen realisiert werden." Eder und die Transitplattform A10 Oberkärnten fordern vor dem Bau der zweiten Röhren durch Tauern und Katschberg ein Umweltprü-fungsverfahren (UVP) - so wie auch die Salzburger Verkehrsplattform und Umweltanwalt Wiener: "Mit einem ordentlichen Verfahren und einem ordentlichen Bescheid." 

Die grüne Landtagsabgeordnete Heidi Reiter ist für zwei UVP-Verfahren: Eines, das abklärt, welche Folgen der Bau der Röhren und die dann programmierte Verkehrszunahme auf die Gesundheit der Menschen und die Umwelt haben kann. Ein zweites wäre vor der Verlegung der Trasse in Zederhaus notwendig. 

Die Vereinbarung vom Donnerstag wertet Reiter als "im Hinblick auf die Landtagswahlen inszenierte Scheinlösung. Um den Lärmschutz dürfen sich die Anrainer in den nächsten Jahren raufen, und von verkehrsreduzierenden Maßnahmen ist nichts zu sehen." 



